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Philipp Müller bringt den Freisinn näher an die Basis
Der neue Parteipräsident versucht, das Selbstvertrauen des von Niederlagen geprägten Freisinns zu stärken

Philipp Müller galt nicht gerade
als Hoffnungsträger für den
Freisinn, als er vor einem
halben Jahr die Nachfolge von
Fulvio Pelli antrat. Inzwischen
anerkennen auch einstige
Kritiker den Schwung, den
er in die Partei bringt.

Christof Forster, Bern

In der Politik ist es ähnlich wie im Fuss-
ball: Verliert die Partei, ist der Präsident
schuld. Wahlsiege hingegen haben viele
Väter. Ob die Sitzgewinne im Kanton
Aargau auch auf die Arbeit des Aargau-
ers Philipp Müller an der Spitze des
Freisinns zurückzuführen sind, ist aller-
dings weniger wichtig als der Umstand,
dass der Wahlsieg dem Chef der FDP
den Rücken stärkt. Der Aargau hat
überdies einen Trend bestätigt, der be-
reits unter dem scheidenden Vorgänger
Fulvio Pelli eingesetzt hat: Der Freisinn
vermochte bei mehreren Kantonalwah-
len zuzulegen.

Wieder stolze FDP-Mitglieder
Müller ist vor sechs Monaten mit wenig
Vorschusslorbeeren und bescheidenen
Erwartungen in sein neues Amt gestar-
tet. Verbreitet waren die Zweifel, ob es
ihm gelingen würde, den Rollenwech-
sel vom Dossierpolitiker, der zuweilen
mit Sololäufen auffällt und parteiintern
aneckt, zum Generalisten an der Par-
teispitze zu vollziehen. Seine Fürspre-
cher wiesen demgegenüber darauf hin,
dass Müller als Nationalrat an Statur
gewonnen und sich thematisch verbrei-
tert habe.

Inzwischen hat er viele im Freisinn
positiv überrascht. Seine Kritik am Gri-
pen-Kauf und seine Haltung bei der
Asylgesetzrevision (vor allem die Not-
hilfe für Asylbewerber) haben mitge-
holfen, das Profil der FDP in der Aus-

senwahrnehmung zu schärfen. Müller
wirkt erfrischend, spricht klar und ver-
ständlich und kann in vielen Themen
kompetent Auskunft geben. Komplexe
Geschäfte bringt er auf einen einfachen
Nenner. Es ist ihm gelungen, die «intel-
lektuelle Flughöhe» zu reduzieren und
die Partei zu erden. In Debatten ist Mül-
ler wach und scheut sich nicht, den Geg-
ner anzugreifen. Er kommt gut an, ohne
dass er populistisch wirkt. Die Leute
hören ihm zu. Speziell pflegt Müller die
Westschweiz, wo er mittlerweile Good-
will gewonnen hat. Während man sich
früher für die Partei fast habe entschul-
digen müssen, sei nun wieder ein gewis-
ser Stolz da, der FDP anzugehören, sagt
ein ehemaliger Parteiexponent.

Müller profitierte von einer prak-
tisch ruhigen Startphase, die ihm Zeit
zum Einarbeiten bot. Die SVP als unbe-
quemste Konkurrentin war durch perso-
nelle Turbulenzen auf sich selbst zu-
rückgeworfen. Parteiintern standen kei-
ne grossen programmatischen Entschei-
de an. Müller engagiert sich stark an der
Basis, besucht unermüdlich Kantonal-
sektionen und Ortsparteien. An rund
150 Anlässen ist er heuer präsent. «Weg
von den Dossiers hin zu den Leuten»:
So resümiert Müller seine ersten Mo-
nate in neuer Funktion. Damit zieht er
auch eine Lehre aus dem Wahlherbst
2011, als die FDP an der Mobilisierung
der eigenen Wähler scheiterte.

Funkstille mit der SVP
Seine Botschaft lautet: Wir sind viel bes-
ser, als es scheint. Es lohnt sich, für die
FDP aktiv zu sein. Die Leute hätten oft
den Eindruck, die FDP sei umgefallen
und sei kurz vor dem Sterben, sagt Mül-
ler. Dieser Wahrnehmung hält er ent-
gegen, für ihn typisch mit Zahlen: Die
FDP stelle auf kantonaler Ebene am
meisten Regierungsräte und ist auch bei
den Parlamentssitzen die Nummer eins.

Seine erste Delegiertenversammlung
hat der 60-Jährige eher überraschend

der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie gewidmet. Dies war auch eine Geste
an die FDP-Frauen, deren engagierte
Stimmung Müller auf die gesamte Partei
übertragen möchte. Sie preschen nun
mit forscheren Forderungen wie jener
nach Frauenquoten vor, und Müller
muss aufpassen, dass er sich von ihnen
nicht vereinnahmen lässt.

Seine Kritik am Kampfflugzeug Gri-
pen zeigte, dass er sich auch als Partei-
präsident gewohnt akribisch in Dossiers
hineinarbeitet. Müller legt Wert darauf,
dass die Gripen-Kritik kein Sololauf
war, sondern zuvor mit den Mitgliedern
der Sicherheitskommission abgespro-
chen und später von der Fraktion ein-
stimmig gestützt wurde. Die Episode
zeigt aber auch einen Charakterzug
Müllers, der ihm als Parteipräsidenten
in die Quere kommen könnte. Auf die
Gripen-Kritik reagierte SVP-Vizepräsi-
dent Christoph Blocher mit der Unter-
stellung, Müller sei von der Gripen-
Konkurrenz gekauft. Seither herrscht
Funkstille zwischen dem FDP-Präsiden-
ten und der SVP-Spitze, und Müller
sieht derzeit auch keinen Anlass, dies zu
ändern. Zu tief sitzt die Verletzung. Ent-
täuscht ist er insbesondere auch von
SVP-Präsident Toni Brunner, der öf-
fentlich Blochers Kritik sekundierte.
Beisst sich Müller in diesen Konflikt
fest, werden Allianzen mit dem wich-
tigsten bürgerlichen Partner erschwert.

In Bankenkreisen für Irritationen
sorgen Müllers Seitenhiebe gegen den
Finanzplatz, die auf den parteiinternen
Streit um die Weissgeldstrategie aus
dem Jahr 2010 zurückgeführt werden.

Bewährungsprobe kommt erst
Müllers Bewährungsprobe wird erst
noch kommen. Wie kann er die Partei in
den wichtigsten Themen positionieren?
Schafft er es, die beiden freisinnigen
Sitze im Bundesrat zu halten? Neben
Dossierkenntnissen wird vermehrt auch
strategisches Denken gefragt sein.

Kein Konflikt der Generationen
Laut Sozialbericht 2012 fühlen sich Junge stärker diskriminiert als Senioren

Die Generationen in der Schweiz
verstehen sich in aller Regel gut.
Sie haben – ausser innerhalb der
Familie – aber auch nicht sehr
häufig miteinander zu tun.

Michael Schoenenberger, Bern

In der Schweiz gibt es keinen Genera-
tionenkonflikt. Zu diesem Schluss
kommt der Sozialbericht 2012, der vom
Schweizer Kompetenzzentrum Sozial-
wissenschaften (Fors) mit der Unter-
stützung des Schweizerischen National-
fonds herausgegeben worden ist. Seit
der Jahrtausendwende erstellt Fors alle
vier Jahre einen Sozialbericht, diesmal
mit dem Fokus auf den Generationen.
Das Thema war bereits breit innerhalb
des Nationalfondsprojekts 52 aufge-
nommen worden; die Fors-Analyse ver-
steht sich nun als inhaltliche Weiterent-
wicklung der dort initiierten Bericht-
erstattung über die Generationen.

Banales und Interessantes
Der Sozialbericht 2012 nimmt fünf The-
men detailliert auf, wobei die Erkennt-
nisse von ihrer Relevanz her recht
unterschiedlich sind. Kaum überrascht
etwa der Befund, dass ältere Menschen
gerne klassische Musik hören und wan-
dern, während Jüngere zu Rock und
Pop neigen und gerne snowboarden.
Interessant hingegen ist, dass die Fami-
lie für die Beziehungen zwischen den
Generationen eine tragende Rolle

spielt. Innerhalb von Familien bestehen
lebenslang enge Bande. Man ist fürein-
ander da: Alt für Jung, aber auch Jung
für Alt. Ausserhalb der Familie dagegen
leben die Generationen weitgehend an-
einander vorbei. So haben beinahe 60
Prozent der jungen Erwachsenen keine
Bekannten unter den über 70-Jährigen.
Die familiäre Generationensolidarität
trage, so urteilt der Bericht, zur Repro-
duktion von sozialem Status bei und
könne ein Grund für die Verschärfung
sozialer Ungleichheit sein. Implizit wird
damit gesagt, dass dem Wohlfahrtsstaat
bezüglich Chancengerechtigkeit auch in
der Generationenpolitik eine Aufgabe
zukomme.

Bemerkenswert ist sodann die Fest-
stellung, dass sich in der Schweiz nicht
die Alten, sondern die Jungen beson-
ders oft ungerecht und respektlos be-
handelt fühlen. Rund die Hälfte der
unter 30-Jährigen äussern sich dahin-
gehend. Es sind in erster Linie Diskri-
minierungen im Arbeitsleben, wo die
Jungen das Gefühl haben, ihnen würden
aufgrund des Alters Arbeitsstellen ver-
wehrt, sie müssten berufliche Nachteile
in Kauf nehmen oder sie könnten nicht
von allen Weiterbildungsmöglichkeiten
profitieren. Derweil scheint der finan-
zielle Druck auf das Gesundheitswesen
eine unangenehme Folge zu haben:
Ältere Menschen fühlen sich bei medi-
zinischen Behandlungen stärker diskri-
miniert als die Jungen.

Die Autoren des Sozialberichts 2012
unternehmen den Versuch, Sozialbe-
richterstattung und Generationenfor-
schung zu verknüpfen. Nicht alles, was

geschildert wird, erscheint aus diesem
Grund neu. Das gilt auch für den Hin-
weis auf die schwierigen Übergänge im
Arbeitsleben: Dass Einstiege ins und
Ausstiege aus dem Berufsleben schwie-
rig sein können, ist bekannt. Vor allem
jungen Frauen werden häufig nur befris-
tete Arbeitsverträge angeboten. Die
Zeit vor der Pensionierung ist zuneh-
mend auch geprägt von Arbeit auf Ab-
ruf. Es ist aber legitim, besonders mit
Blick auf die angepeilte Flexibilisierung
des Rentenalters nach oben, solche Fra-
gen auch aus der Optik der Generatio-
nenforschung zu betrachten.

Junge nicht apolitisch
Näher beleuchtet werden im Sozial-
bericht auch die politische Partizipation
und das Verhältnis der Generationen zu
Umweltfragen. Es wäre falsch, sagen
die Forscher, von einer Erosion der poli-
tischen Beteiligung zu sprechen. Das
Klischee einer apolitischen Jugend tref-
fe nicht zu. Die Wahlbeteiligung sei bei
jungen Erwachsenen zwar tiefer als bei
älteren Menschen. Die heutigen Jungen
nähmen indes häufiger an nationalen
Wahlen teil, als dies die Jungen vor 20
oder 40 Jahren getan hätten. Ähnliches
zeige sich im Abstimmungsverhalten.

Das Umweltbewusstsein ist in allen
Alterskategorien recht ausgeprägt. Die
Älteren halten viele Umweltsorgen je-
doch für übertrieben. Trotzdem verhal-
ten sie sich klar umweltfreundlicher als
Junge, gerade was das Sicheinschränken
und Sparen angeht. Die Jungen lassen
dem Bewusstsein seltener Taten folgen.

Eine totale Energiewende
in nur 23 Jahren

Umweltverbände präsentieren ihre eigene Energiestrategie

Die Energiewende sei schneller
und radikaler möglich, als es der
Bundesrat vorsehe, sagen die
Umweltverbände. Zur geplanten
Lockerung des Landschafts-
schutzes bieten sie nicht Hand.

hä. Bern ^ In der Energiepolitik könne
die Schweiz den Fünfer und das Weggli
haben: Verzicht auf AKW und intakte
Landschaften. Mit dieser Botschaft ist
die Umweltallianz an die Öffentlichkeit
getreten, die politische Koalition von
WWF, Pro Natura, Greenpeace, Ver-
kehrsclub und Energiestiftung. Schon
ab 2035 könne sich die Schweiz zu hun-
dert Prozent mit erneuerbaren Ener-
gien versorgen, ohne Atom- und ohne
Gaskraftwerke, argumentieren die Ver-
bände. Gleichzeitig kündigen sie Wider-
stand an gegen die geplante Lockerung
der Bestimmungen für den Landschafts-
schutz, mit der der Bundesrat den Aus-
bau der Wasserkraft beschleunigen will.

Die Lösungsansätze der Umwelt-
lobby lauten: mehr staatlich verordnete
Energieeffizienz und eine massive För-
derung der Photovoltaik. Grundsätzlich
gehe die Energiestrategie des Bundes-
rates zwar in die richtige Richtung, an-
erkannte Rico Kessler von Pro Natura.
Man müsse jedoch viel «ambitiöser und
konsequenter» vorgehen. «Steigender
Energieverbrauch ist kein Naturge-
setz», sagte Sabine von Stockar von der

Energiestiftung. Während der Bund da-
von ausgeht, dass der Stromverbrauch
erst ab 2020 nicht mehr steigt, hält von
Stockar eine Stabilisierung auf dem
Stand von 2011 für möglich.

Heute werde jede dritte Kilowatt-
stunde verschwendet, sagte von Sto-
ckar. Um das zu ändern, brauche es
«sofort» eine Stromlenkungsabgabe.
Analog der Sackgebühr belohne eine
Abgabe die Sparer. Im Unterschied
dazu plant der Bundesrat erst für 2020
eine Lenkungsabgabe. Überdies will die
Umweltallianz die Grossverbraucher zu
Zielvereinbarungen zwingen und das
sogenannte Decoupling einführen.

Auf der Produktionsseite setzt die
Umweltallianz ganz auf die Sonne. Bis
2035 soll die Photovoltaik einen Viertel
des Stromverbrauchs decken. Derzeit
befänden sich die Kosten neuer An-
lagen fast im freien Fall, sagte Georg
Klingler von Greenpeace. Deshalb sei
es unverständlich, dass die Kosten-
deckende Einspeisevergütung (KEV)
immer noch kontingentiert sei. So pro-
duziere die Schweiz Wartelisten statt
Kilowattstunden, kritisierte Klingler.

Weil die Sonne unregelmässig
scheint, müssten zwar die Speicher-
kapazitäten vergrössert werden, wie
auch die Umweltallianz anerkennt.
Wenn der Verbrauch stabil bleibe, soll-
ten die bestehenden und geplanten
Speicherseen aber noch bis etwa 2040
ausreichen. Deshalb sei es nicht nötig,
geschützte Landschaften zu überfluten.

FDP-Präsident Philipp Müller ist es gelungen, die «intellektuelle Flughöhe» zu
reduzieren und die Partei zu erden. MONIKA FLUECKIGER / FRESHFOCUS


